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Staatshaushaltsplan 2020/2021 
 
 
 
Sehr geehrte/r Frau/Herr Abgeordnete/r, 
 
nun schon zum zweiten Mal bringt die Landesregierung in dieser Legislaturperiode 
einen Staatshaushaltsplan in den Landtag von Baden-Württemberg ein, ohne dass 
sich Land und kommunale Familie zuvor im Rahmen der Gemeinsamen Finanzkom-
mission (GFK) auf Empfehlungen verständigt hätten. Dies ist für sich betrachtet schon 
ein höchst alarmierendes Signal. Denn immerhin soll durch die Verhandlungen in der 
GFK dem gesetzlichen Zweck nach nichts Geringeres als die kommunale Selbstver-
waltung geschützt werden.  
 
Erschwerend kommt hinzu, dass die kommunale Seite ihrerseits alles unternommen 
hat, um eine frühzeitige Verständigung zu ermöglichen, die sowohl der aktuellen ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung als auch der ab 2020 für die Länder greifenden 
Schuldengrenze angemessen Rechnung trägt. Bereits mit Schreiben vom 6. Mai 2019, 
das wir als Anlage nochmals beifügen, haben wir dem Land ein Kompromisspaket 
unterbreitet. Darin haben wir uns sehr bewusst darauf beschränkt, ausschließlich sol-
che Finanzthemen aufzurufen, die bereits Gegenstand der letzten, einvernehmlich  
beendeten Finanzverhandlungen waren. Dazu gehören etwa der Ausgleich für gesetz-
lich veranlasste Aufwendungen für Menschen mit Behinderungen und für nicht aner-
kannte Flüchtlinge sowie die Kosten der Integrationsarbeit und der Schulbausanie-
rung. Uns ging und geht es allein darum, die im Sommer 2018 erzielten Ergebnisse für 
die Haushaltsjahre 2020 und 2021 konsequent fortzuschreiben.  
 
Diese (Selbst-)Beschränkung auf die im vergangenen Jahr bereits adressierten The-
men, die zudem allesamt in dem für diese Legislaturperiode maßgeblichen Koalitions-
vertrag niedergelegt sind, war für uns durchaus schmerzhaft. Denn natürlich gibt es 
auch in anderen Bereichen erhebliche kommunale Bedarfe. Wir nennen hier nur den 
Ausbau der nachhaltigen Mobilität sowohl in den Ballungsräumen als auch in der Flä-
che. Dennoch haben wir aus staatspolitischer Verantwortung sehr bewusst keine neu-
en Forderungen in den Raum gestellt, sondern nur das eigentlich Selbstverständliche 
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verlangt, nämlich dass das Land dort weiter zu seiner Finanzierungsverantwortung 
steht, wo es diese in der Vergangenheit bereits anerkannt hat.    
 
Umso mehr hat uns der Verlauf der GFK-Verhandlungen enttäuscht. Dies gilt schon 
für das Verfahren selbst. Obwohl wir bereits in dem beiliegenden Schreiben, also An-
fang Mai dieses Jahres, um die zeitnahe Einleitung der GFK-Verhandlungen gebeten 
hatten, ist es erst am 19. Juli 2019, also kurz vor Beginn der Schulsommerferien, zu 
einem Auftaktgespräch gekommen. In den folgenden vier Sitzungen konnten wir nicht 
erkennen, dass die Landesvertreterinnen und -vertreter ernsthaft bereit gewesen wä-
ren, über die regierungsintern festgelegte Marschroute nochmals ernsthaft zu verhan-
deln.  
 
Anders als früher üblich, wurden die Beratungsvorlagen zur GFK nicht auf Arbeitsebe-
ne vorbesprochen. Dies erschwert, insbesondere beim Kommunalen Investitionsfonds,  
eine sachgerechte Bewertung der Vorschläge. Zudem sah man sich offenbar nicht 
einmal an die verschriftlichten Ergebnisse aus der letzten Runde der GFK gebunden. 
So wurde die Sprechklausel zur Flüchtlingskostenerstattung kurzerhand ignoriert. 
Auch die verabredete Regelung zur Umsetzung der Finanzierung der Leitungszeit im 
Kontext des Gute-Kita-Gesetz des Bundes wurde zu Lasten der kommunalen Seite 
umgesetzt. Durch eine solche Vorgehensweise wird die gesetzlich verankerte GFK ein 
gutes Stück weit ihres Sinns beraubt. Dies wiederum rührt an die Grundfesten der in 
Baden-Württemberg traditionell guten Beziehungen zwischen Land und Kommunen.  
 
Vor diesem Hintergrund wenden wir uns daher heute an Sie, sehr geehrte/r Frau/Herr 
Abgeordnete/r. Wir setzen darauf, dass es im Laufe der parlamentarischen Haushalts-
beratungen doch noch gelingen kann, eine Verständigung zwischen Land und kom-
munaler Familie zu erreichen. Angesichts der alles andere als einfachen Herausforde-
rungen, denen wir in der kommenden Zeit entgegengehen, wäre nichts schädlicher als 
ein nachhaltig belastetes Verhältnis zwischen dem Land auf der einen und den Land-
kreisen, Städten und Gemeinden auf der anderen Seite. Wir brauchen das vertrau-
ensvolle Zusammenwirken aller staatlichen Ebenen, wenn die Zukunftsaufgaben zum 
Wohle der Bürgerinnen und Bürger wirkungsvoll angegangen und erledigt werden sol-
len. Ein massiver Vertrauensverlust auf kommunaler Seite aber droht, wenn es nicht 
noch zu substanziellen Änderungen am Regierungsentwurf zum Staatshaushaltsplan 
kommt. 
 
Unser Ausgangspunkt ist dabei nach wie vor der Vorschlag für ein Kompromisspaket, 
den wir mit dem angefügten Schreiben vom 6. Mai 2019 unterbreitet haben. Darauf 
verweisen wir ausdrücklich. Dieser Kompromissvorschlag gibt weiterhin vollumfänglich 
unsere Position wieder. Ferner pochen wir auf eine Umsetzung der gesetzlichen Lei-
tungszeit in Kindertageseinrichtungen im Sinne der getroffenen Vereinbarung der GFK 
2018. 
 
Wir anerkennen zwar, dass sich die Landesregierung an einigen Stellen auf uns zu-
bewegt hat. Dies gilt insbesondere für die Fortführung des Integrationsmanagements 
sowie für die Herausnahme der Breitbandförderung aus dem Kommunalen Investiti-
onsfonds. Im Wesentlichen aber sind unsere Anliegen nicht aufgegriffen worden. Dies 
freilich ist nicht nur für die einzelnen betroffenen Kommunen hochproblematisch. Die 
unzureichende Berücksichtigung kommunaler Belange in der aktuellen Haushaltspla-
nung des Landes birgt auch erheblichen gesellschaftspolitischen Sprengstoff.  
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Schließlich werden dieser Tage die Haushalte in die Gemeinderäte und Kreistage ein-
gebracht. Es wird unweigerlich offengelegt werden müssen, dass die Landesregierung 
künftig deutlich geringere Ausgleichszahlungen etwa im Bereich der Flüchtlinge oder 
der Menschen mit Behinderung leisten will als ursprünglich zugesichert und in die 
Haushalte eingestellt. Man wird zugleich deutlich machen müssen, dass die Kommu-
nen die sozialrechtlich fixierten Leistungsansprüche von Flüchtlingen und behinderten 
Menschen trotzdem bedienen müssen und daher an anderer Stelle Einschnitte bei 
kommunalen Diensten vorgenommen werden müssen, um die Haushalte im Lot zu 
halten. Dies kann zu öffentlichen Diskussionen führen, die jeder, der gesellschaftspoli-
tisch verantwortlich denkt, fürchten muss.  
 
Es ist daher auch mit Blick auf den sozialen Frieden im Land von allerhöchster Wich-
tigkeit, dass das Parlament als Haushaltsgesetzgeber sich nun möglichst rasch zu 
Wort meldet und deutlich macht, dass es bei den Finanzbeziehungen zwischen Land 
und Kommunen noch erheblichen haushaltspolitischen Nachsteuerungsbedarf gibt.  
 
Lassen Sie uns abschließend stichwortartig nochmals unsere zentralen Forderungen 
auflisten:  
 
1. Vollständiger Ausgleich der durch das Bundesteilhabegesetz bedingten kommuna-

len Mehraufwendungen für Menschen mit Behinderungen: Das Land verpflichtet 
sich politisch, alle BTHG-bedingten Mehraufwendungen nachlaufend auf Basis ei-
nes belastbaren Nachweises auszugleichen, und zwar für die Dauer von zunächst 
zwei Jahren. Dafür verzichtet die kommunale Seite auf die Geltendmachung des 
allgemeinen Ausgabenaufwuchses in der Eingliederungshilfe in Höhe von rund 88 
Mio. EUR pro Jahr. Es ergehen Abschlagszahlungen von 50 Mio. EUR in 2020 und 
100 Mio. EUR in 2021. 
 

2. Erstattung der Ist-Nettoaufwendungen für AsylbLG-Leistungsbezieher in der An-
schlussunterbringung (abzüglich eines Sockelbetrags von 40 Mio. EUR) und Erle-
digungszahlung im Hinblick auf die noch offenen Fragen bei der vorläufigen Unter-
bringung: Die Nettoaufwendungen für AsylbLG-Leistungsbezieher in der An-
schlussunterbringung sind vom Land abzüglich eines Sockelbetrags von 40 Mio. 
EUR auch für die Jahre ab 2019 vollständig zu erstatten. Dies ist landesgesetzlich 
entsprechend zu regeln. Außerdem muss eine finanzielle Lösung für die sog. Res-
tanten im Bereich der vorläufigen Unterbringung gefunden werden, nämlich für die 
Kosten für Fehlbeleger und Kindergartengebühren in den Jahren bis einschließlich 
2018. Diese summieren sich auf insgesamt 38 Mio. EUR.  

 
3. Fortführung des Pakts für Integration in seiner Gesamtheit: Neben dem Integrati-

onsmanagement ist auch der Integrationslastenausgleich im bisherigen Umfang 
von 90 Mio. EUR pro Jahr fortzuführen.  

 
4. Fortsetzung der Schulbausanierung unter Mobilisierung von zusätzlichen Landes-

eigenmitteln: Die fachlich gebotene Fortsetzung der Schulbausanierung ist ohne 
Eigenmittel des Landes nicht akzeptabel.  

 
5. Fortführung des Sonderprogramms Digitalisierung der Krankenhäuser: Das in 2019 

gestartete Sonderprogramm Digitalisierung der Krankenhäuser ist in den Jahren 
2020 und 2021 konsequent fortzuführen.  
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6. Ferner muss die Refinanzierung zur Umsetzung der Leitungszeit in der Kinderbe-
treuung im Sinne der getroffenen Einigung der GFK des Jahres 2018 umgesetzt 
werden. Konkret bedeutet dies, dass dem System Kinderbetreuung 150 Mio. EUR 
netto zuzuführen sind. Aktuell sieht der Gesetzentwurf der Landesregierung jedoch 
durch die Systematik des § 29c FAG lediglich eine Refinanzierung im Umfang von 
150 Mio. EUR brutto vor. 

 
Wir möchten Sie herzlich bitten, sehr geehrte/r Frau/Herr Abgeordnete/r, sich dafür 
einzusetzen, dass im Kontext des parlamentarischen Verfahrens so schnell wie nur 
immer möglich Gespräche mit der kommunalen Familie aufgenommen werden. Ziel 
muss es sein, einen Staatshaushaltsplan zu verabschieden, den auch die Kommunen 
in staatspolitischer Verantwortung mittragen können. Uns wäre es ein großes Anlie-
gen, möglichst rasch ein Signal in Richtung unserer Mitgliedskommunen senden zu 
können, dass sich in den Finanzbeziehungen zwischen Land und Kommunen Ent-
spannung abzeichnet. Denn, wie schon ausgeführt, sollte verhindert werden, dass die 
Haushaltsdebatten in den Gemeinderäten und Kreistagen in ein gesellschaftspolitisch 
schwieriges Fahrwasser geraten. Die aktuellen Regierungsfraktionen haben in der 
Vergangenheit immer wieder ihre Kommunalfreundlichkeit hervorgehoben. An diese 
wollen wir heute nachdrücklich appellieren und danken schon heute für Ihre Unterstüt-
zung.    
 
 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
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